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Anhörung des Klägers zur Klärung der
Frage, ob dieser i. S. v. § 45 Abs. 2 S. 3
Nr. 3 SGB X grob fahrlässig gehandelt
hat, begründet dann keine hinreichende
Erfolgsaussicht i. S. v. § 114 ZPO, wenn
nach dem Akteninhalt die Aussicht, dass
sich durch diese Beweiserhebung ein
Erfolg der Klage ergeben wird, nur als
entfernt anzusehen ist.

Normenkette SGG § 73a Abs 1 S1
ZPO § 114
SGB X § 145 Abs 2 S 3 Nr 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 AL 622/03
Datum 04.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 B 144/03 AL-PKH
Datum 02.03.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde der BeschwerdefÃ¼hrerin gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Dresden vom 04. Juni 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.
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Zwischen den Beteiligten des Hauptsacheverfahrens ist die teilweise RÃ¼cknahme
und Erstattung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vom 01. Februar
2002 bis 17. Februar 2002 sowie vom 13. April 2002 bis zum 30. November 2002 in
HÃ¶he von 1.882,44 Euro streitig.

Die am â�¦1980 geborene kinderlose und ledige BeschwerdefÃ¼hrerin (Bf.) meldete
sich am 16. November 2000 mit Wirkung zum 01. November 2000 arbeitslos und
beantragte Arbeitslosengeld (Alg). Zuvor hatte sie nach Erwerb des
Hauptschulabschlusses (Sommer 1997) von 1997 bis 1998 die Berufsfachschule im
Fach Hauswirtschaftslehre besucht, von 1998 bis 1999 eine â�� nicht
abgeschlossene â�� Lehrausbildung als Hotelfachfrau durchlaufen. AnschlieÃ�end
war sie von November 1999 bis 31. Oktober 2000 als Helferin im Landschafts- und
Wegebau tÃ¤tig. Im November 1999 erzielte sie bei fÃ¼nf unbezahlten
Arbeitstagen 1.500,00 DM, im Dezember bei einem unbezahlten Arbeitstag
1.740,00 DM, in den Monaten Januar 2000 bis August 2000 und im Oktober 2000
jeweils 1.800,00 DM sowie im September 2000 bei 18 unbezahlten Arbeitstagen
720,00 DM brutto. In der Zeit vom 24. bis 28. November 1999 sowie vom 11.
September bis 18. September 2000 wurde ihr Krankengeld nach einem
ungekÃ¼rzten kalendertÃ¤glichen Regelentgelt von 60,00 DM gezahlt. Die
zunÃ¤chst ohne BerÃ¼cksichtigung von Einmalzahlungen und Krankengeldbezug
erfolgte vorlÃ¤ufige Bewilligung von Alg wurde wegen zwischenzeitlicher
BeschÃ¤ftigungsaufnahme ab dem 30. November 2000 nach einem
Bemessungsentgelt von 390,00 DM wÃ¶chentlich mit Bescheid vom 14. Juni 2001
ab 30. November 2000 aufgehoben. Die Bf. war bis zum 31. Januar 2001 bei einem
Verdienst von 1.866,93 DM im Januar 2001 als Produktionsarbeiterin und vom 09.
April 2001 bis 20. April 2001 als Helferin tÃ¤tig.

Am 24. April 2001 meldete sie sich erneut arbeitslos und beantragte Alg. In der Zeit
vom 22. Mai 2001 bis zum 30. Juni 2001 sowie in der Zeit vom 18. September 2001
bis 02. Oktober 2001 war die Bf. arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Mit Bescheid vom 19.
Juni 2001 bewilligte die Beschwerdegegnerin (Bg.) der Bf. ausgehend von einem
Bemessungsentgelt von 390,00 DM wÃ¶chentlich ab 24. April 2001 Alg, das bis zur
ErschÃ¶pfung des Anspruchs mit Ablauf des 21. September 2001 in HÃ¶he von
186,20 DM wÃ¶chentlich gezahlt wurde.

In der Zeit vom 22. September 2001 bis 31. Januar 2002 bezog sie Krankengeld
nach einem ungekÃ¼rzten kalendertÃ¤glichen Regelentgelt von 56,25 DM (= 28,76
Euro).

Durch bindenden Bescheid vom 02. Oktober 2001 hob die Bg. die Bewilligung von
Alg wegen Anspruchs auf Krankengeld ab 22. September 2001 auf. In dem
Aufhebungsbescheid war angegeben, dass die Bf. bis 21. September 2001
einschlieÃ�lich Alg nach einem ungerundeten wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt
von 387,70 DM erhalten habe.

Am 04. Februar 2002 meldete sich die Bf. mit Wirkung zum 02. Februar 2002
wiederum arbeitslos und beantragte Alhi. Ab 18. Februar 2002 arbeitete die Bf.
wiederum als Produktionshelferin.
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Durch Bescheid vom 24. Juni 2002, bezeichnet als "Bewilli- gungs-Ã�nderungs-
Bescheid (endgÃ¼ltig)", bewilligte die Bg. der Bf. fÃ¼r die Zeit vom 01. November
bis 29. November 2000 Alg in HÃ¶he von 202,16 DM (103,36 Euro) und fÃ¼r die
Zeit vom 24. April 2001 bis 21. September 2001 in HÃ¶he von 204,96 DM (104,79
Euro), jeweils nach einem Bemessungsentgelt von 440,00 DM wÃ¶chentlich.

Durch Bescheid vom 25. Juni 2002 bewilligte die Bg. der Bf. auf einen Antrag vom
04. Februar 2002 ab dem 01. Februar 2002 Anschluss-Alhi bis zum 17. Februar 2002
nach einem Bemessungsentgelt von 400,00 Euro mit einem Zahlbetrag von 139,02
Euro wÃ¶chentlich.

Nach Beendigung der BeschÃ¤ftigung als Produktionshelferin am 12. April 2002
meldete sich die Bf. am 15. April 2002 erneut arbeitslos und beantragte Alhi. Im
Zeitraum vom 18. bis 28. Februar 2002 hatte die Bf. Entgelt in HÃ¶he von 382,50
Euro und im MÃ¤rz 2002 in HÃ¶he von 844,90 Euro erzielt. Die Bg. bewilligte der Bf.
mit Bescheid vom 27. Juni 2002 Alhi ab 13. April 2002 erneut nach einem
Bemessungsentgelt von wÃ¶chentlich 400,00 Euro in HÃ¶he von 139,02 Euro
wÃ¶chentlich.

Mit Schreiben vom 12. Dezember 2002 hÃ¶rte die Bg. die Bf. dazu an, dass sie im
Streitzeitraum auf Grund eines Fehlers Alhi in HÃ¶he von 139,02 Euro wÃ¶chentlich
erhalten habe, obwohl ihr Leistungen nur in HÃ¶he von 86,10 Euro wÃ¶chentlich
zugestanden hÃ¤tten. Ab 01. Dezember 2002 erfolge eine Richtigstellung. Die
fehlerhafte Zahlung sei durch das Unterlassen der Umrechnung der der Leistung zu
Grunde liegenden Berechnungsdaten von DM-BetrÃ¤gen in Euro-BetrÃ¤ge erfolgt.
Die Bf. habe am Betrag der bewilligten Leistung leicht erkennen kÃ¶nnen, dass ihr
die Leistung in dieser HÃ¶he nicht zugestanden habe. Sie erhalte Gelegenheit, sich
bis zum 06. Januar 2003 zum Sachverhalt zu Ã¤uÃ�ern.

Der Bescheid vom 16. Dezember 2002, mit welchem die Bg. die Leistung
ausgehend von einem Bemessungsentgelt von 205,00 Euro wÃ¶chentlich ab 01.
Dezember 2002 auf 86,10 Euro wÃ¶chentlich festsetzte, ist von der Bf. nicht
angefochten worden.

Mit am 07. Januar 2003 eingegangenem Schreiben ihrer Prozess- bevollmÃ¤chtigten
wandte die Bf. ein, den Fehler nicht erkannt und die ausgezahlte Alhi in dem
Glauben, dass ihr diese tatsÃ¤chlich zustehe, auch verbraucht zu haben.

Mit streitigem Bescheid vom 11. Februar 2003 nahm die Bg. die Bewilligung von
Alhi fÃ¼r die Zeit vom 01. Februar bis 17. Februar 2002 und vom 13. April bis 30.
November 2002 teilweise in HÃ¶he von 52,92 Euro wÃ¶chentlich zurÃ¼ck. Die Bf.
habe auf Grund der HÃ¶he der bewilligte Leistungen mit einfachsten und ganz nahe
liegenden Ã�berlegungen erkennen kÃ¶nnen, dass ihr Alhi in dieser HÃ¶he nicht
zugestanden habe. Im September 2001 habe sie Alg nach einem
Bemessungsentgelt von 390,00 DM bezogen. Ab Januar 2002 sei die Bewilligung
von Alhi sowie ab April 2002 eine Wiederbewilligung der Alhi nach einem
Bemessungsentgelt von 400,00 Euro erfolgt. Sie habe erkennen kÃ¶nnen, dass die
HÃ¶he der Leistung nicht korrekt gewesen sei, da die HÃ¶he der Alhi die HÃ¶he des
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Alg auf Grund der rechtlichen Voraussetzungen niemals Ã¼bersteigen kÃ¶nne.
Sofern sie den Fehler nicht erkannt habe, weil sie das Merkblatt fÃ¼r Arbeitslose
bzw. das ergÃ¤nzende Merkblatt fÃ¼r Alhi nicht gelesen habe, sei dies als grobe
FahrlÃ¤ssigkeit gem. Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
X) zu werten. Die Ã¼berzahlte Alhi in HÃ¶he von 1.882,44 Euro sei gem. Â§ 50 Abs.
1 SGB X zu erstatten.

Den hiergegen gerichteten Widerspruch wies die Bg. mit Widerspruchsbescheid
vom 02. April 2003 zurÃ¼ck. Bemessungsentgelt fÃ¼r die Alhi der Bf. sei gem. Â§
200 Abs. 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) das Bemessungsentgelt, nach
dem das Alg zuletzt bemessen worden sei, vermindert um den Betrag, der auf
einmalig gezahltem Arbeitsentgelt beruht habe. Das Alg-Bemessungsentgelt von
440,00 DM habe eine pauschale ErhÃ¶hung des im Bemessungszeitraum erzielten
Arbeitsentgelts um zehn Prozent enthalten. FÃ¼r die Alhi sei das Arbeitsentgelt von
ungerundet 439,16 DM um zehn Prozent zu mindern und damit mit 399,24 DM zu
beziffern gewesen. Hieraus errechne sich ein Betrag von 204,13 DM, nach der
Rundungsvorschrift des Â§ 132 Abs. 3 SGB III mithin 205,00 Euro wÃ¶chentlich.
Hieraus habe sich ein Zahlbetrag von 86,10 Euro ergeben. Der Bescheid vom 25.
Juni 2002 habe jedoch Alhi in HÃ¶he von 139,02 Euro wÃ¶chentlich bei einem
Bemessungsentgelt von 400,00 Euro bewilligt. Durch das Merkblatt fÃ¼r Arbeitslose
habe sie Kenntnis darÃ¼ber gehabt, dass bei der Alhi keine Einmalzahlungen
berÃ¼cksichtigt wÃ¼rden, wogegen dies beim Alg noch der Fall gewesen sei.
Weiterhin habe sie dem Merkblatt entnehmen kÃ¶nnen, dass der allgemeine
Leistungssatz beim Alg eine Lohnersatzquote von 60 Prozent enthalte, bei der Alhi
jedoch lediglich 53 Prozent. Ihr habe daher klar sein mÃ¼ssen, dass die Alhi
geringer als das Alg sei. Ihrer Sorgfaltspflicht habe es oblegen, diese Unstimmigkeit
dem Arbeitsamt mitzuteilen, was jedoch nicht geschehen sei. Daher seien die
Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X erfÃ¼llt, sodass die
RÃ¼cknahme auch mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zu erfolgen habe. Der gem.
Â§ 50 SGB X zu erstattende Betrag belaufe sich auf 1.882,44 Euro.

Hiergegen hat die Bf. am 28. April 2003 beim Sozialgericht Dresden (SG) Klage
erhoben und sich wieder darauf berufen, sie habe den Fehler nicht erkannt und die
ausgezahlte Alhi gutglÃ¤ubig verbraucht.

Mit Beschluss vom 04. Juni 2003 hat das SG den Antrag der Bf., ihr
Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin â�¦ O â�¦ zu bewilligen,
abgelehnt. Die Klage habe keine Erfolgsaussichten. Selbst bei im Sinne der Bf.
wohlwollender vorlÃ¤ufiger WÃ¼rdigung des Sachverhaltes sei zu erwarten, dass
die Bg. den Nachweis erbringen kÃ¶nne, die Bf. habe nur infolge grober
FahrlÃ¤ssigkeit nicht erkannt, dass die Bewilligung von Alhi rechtswidrig
begÃ¼nstigend war. Unmittelbar vor Erhalt der zu hohen Alhi-Bewilligungen habe
die Bf. einen Bewilligungsbescheid zum Alg erhalten. Dieser habe die Bewilligung
von Alg fÃ¼r die Jahre 2002 und 2001 um wÃ¶chentlich knapp 20,00 DM erhÃ¶ht.
Das bewilligte Alg habe aber immer noch 34,23 Euro, also 66,95 DM wÃ¶chentlich
unterhalb der fehlerhaft bewilligten Alhi gelegen. Es sei jedoch allgemein bekannt,
dass die HÃ¶he der Alhi eher niedriger, auf keinen Fall aber hÃ¶her als die des Alg
sei. Der Bf. habe es sich wegen dieser starken Diskrepanz des Auszahlungsbetrages
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auf Grund einfachster Ã�berlegungen aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, dass die Alhi-
Bewilligung falsch und viel zu hoch sei. Es lÃ¤gen auch keine anderen
leistungsrechtlich relevanten Tatsachen vor, die eine solche ErhÃ¶hung anderweitig
hÃ¤tten rechtfertigen kÃ¶nnen. Die Voraussetzungen von Â§ 45 Abs. 1 Abs. 2 Satz 3
Nr. 3 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III seien daher erfÃ¼llt. Andere,
insbesondere formelle MÃ¤ngel der angefochtenen Aufhebungs- und
Erstattungsentscheidung seien nicht ersichtlich.

Hiergegen richtet sich die am 21. Juli 2003 beim Sozialgericht Dresden und am 29.
Juli 2003 beim SÃ¤chsischen Landessozialge- richt eingegangene Beschwerde. Die
Bf. trÃ¤gt vor, sie habe von dem Moment, als sie tatsÃ¤chlich Alhi bezogen habe,
zumindest bis zum Erhalt der Bescheide vom 25. bzw. 27. Juni 2002 auch bei
sorgfÃ¤ltiger PrÃ¼fung nicht erkennen kÃ¶nnen, welcher Anspruch ihr zugestanden
habe. Im Ã�brigen habe die Bg. selbst trotz zweimaliger Bewilligung von Alhi den
Fehler nicht entdeckt. Auch der auszahlenden Stelle der Bg. sei nicht aufgefallen,
dass die Bf. zu viel Geld erhalten habe. Selbst dann, wenn man von einem
vorwerfbaren Verschulden der Bf. ausgehe, sei zu prÃ¼fen, ob die Bg. ein
Mitverschulden an der Ã�berzahlung treffe mit der Folge, das diese eine
Ermessensentscheidung hinsichtlich der Frage habe treffen mÃ¼ssen, ob der
gesamte unrechtmÃ¤Ã�ig gezahlte Betrag zurÃ¼ckzufordern sei. Angesichts
dessen, dass sich aus dem Bescheid keine solche AbwÃ¤gung des Ermessens
ergebe und auch nicht hervorgehe, dass die Bg. auch nur ansatzweise ein etwaiges
Mitverschulden bei der AbwÃ¤gung berÃ¼cksichtigt habe, biete die Klage
hinreichende Aussicht auf Erfolg und sei nicht mutwillig.

Sie beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgericht Dresden vom 04. Juni 2003 abzuÃ¤ndern und ihr
Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von RechtsanwÃ¤ltin â�¦ O â�¦ zu bewilligen.

Die Bg. beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die RÃ¼cknahme gem. Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X
lÃ¤gen aufgrund grober FahrlÃ¤ssigkeit der Bf. vor. Wenn die Bf. trotz zweimaliger
Alhi-Bewilligung den Fehler nicht entdeckt habe, schlieÃ�e dies grobe
FahrlÃ¤ssigkeit nicht aus, dies sei vielmehr ein weiterer Nachweis fÃ¼r die grobe
Sorgfaltspflichtverletzung der Bf., da diese scheinbar die Bewilligungen inhaltlich
nicht zur Kenntnis nehme. Darauf, dass die Bf. ihre Lehre nicht abgeschlossen habe,
kÃ¶nne nicht entscheidend abgestellt werden. Â§ 330 Abs. 2 SGB III verpflichte die
Bg. zur RÃ¼cknahme fÃ¼r die Vergangenheit.

II.

Die frist- und formgerecht eingelegte Beschwerde ist zulÃ¤ssig, Â§ 73 a
Sozialgerichtsgesetz (SGG) i. V. m. Â§ 127 Abs. 2 und 3 Zivilprozessordnung (ZPO).
Sie ist jedoch unbegrÃ¼ndet, da das Sozialgericht den Antrag auf
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Prozesskostenhilfe (PKH) zu Recht mangels hinreichender Erfolgsaussicht abgelehnt
hat.

Gem. Â§ 73 a Abs. 1 Satz 1 SGG i. V. m. Â§ 114 ZPO setzt die Bewilligung von PKH
neben der BedÃ¼rftigkeit des Antragstellers u. a. voraus, dass die beabsichtigte
Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig
erscheint. Diese gesetzliche Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung von PKH liegt
nach den im Klageverfahren getroffenen Feststellungen unter Einschluss des Inhalts
der beigezogenen Leistungsakte der Bekl. bei Beachtung des Vorbringens zur
BeschwerdebegrÃ¼ndung nicht vor. Die Umschreibung der gesetzlich geforderten
Erfolgsaussicht als "hinreichend" bedeutet nach allgemeiner Auffassung, dass sich
das Gericht dabei mit einer vorlÃ¤ufigen, nicht abschliessenden PrÃ¼fung der
Erfolgsaussichten begnÃ¼gen darf und muss (vgl. BVerfG, NJW 1997 S. 2745;
Hartmann in Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 55. Aufl., Â§ 114 Rdnr.
80). Danach muss der Erfolg der Klage zwar nicht gewiss sein, er muss aber auf
Grundlage der im PKH-Bewilligungsverfahren durchzufÃ¼hrenden summarischen
PrÃ¼fung eine gewisse Wahrscheinlichkeit fÃ¼r sich haben. Hiernach ist die
Ablehnung der PKH-Bewilligung geboten, wenn ein Erfolg in der Hauptsache zwar
nicht schlechthin ausgeschlossen ist und fÃ¼r die abschlieÃ�ende Beurteilung des
streitigen Anspruchs auch noch eine weitere Beweiserhebung rechtlich angezeigt
erscheint, nach dem bisherigen Sachverhalt die Erfolgschance aber nur eine
entfernte ist (vgl. BSG vom 17. Februar 1998, SozR 3-1500 Â§ 62 Nr. 9; ebenso
BeschlÃ¼sse des Senats vom 30. April 1998 â�� L 3 AL 47/98 -, vom 11. Juni 2002
â�� L 3 AL 49/02 â�� und vom 07. Januar 2004 â�� L 3 AL 161/03 AL-PKH). Eine
hinreichende Erfolgsaussicht ist demnach zu verneinen, wenn sich aus den
Verfahrensunterlagen unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der Beteiligten
keine konkreten Anhaltspunkte fÃ¼r eine Fehlerhaftigkeit der angefochtenen
Entscheidungen ergeben.

So liegt es im vorliegenden Fall: Sowohl in den Bescheiden der Bg. als auch im
angefochtenen Beschluss des SG wurden die maÃ�gebenden Rechtsgrundlagen
zutreffend genannt. Streitentscheidend ist daher, ob die Bf. auf den Bestand der
Alhi-Bewilligungsbescheide vertrauen durfte. Gem. Â§ 45 Abs. 2 SGB X darf ein
rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nicht zurÃ¼ckgenommen werden,
soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und
sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an der
RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Auf Vertrauen kann sich der BegÃ¼nstigte nicht
berufen, soweit er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge
grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der
BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat
(Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X). Dies bedeutet, dass die Bf. unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit die in ihrer
Personengruppe herrschende Sorgfaltspflicht in ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ�e
verletzt haben, mithin auÃ�er Acht gelassen haben musste, was im konkreten Fall
jedem hÃ¤tte einleuchten mÃ¼ssen (Wiesner in: von Wulffen, SGB X, 4. Aufl., Rdnr.
24 zu Â§ 45 SGB X, BSG, Urteil vom 08.02.2001 â�� B 11 AL 21/00 R). Die
Nichtbeachtung eines nachweislich ausgehÃ¤ndigten Merkblattes zu einem
konkreten Leistungstatbestand begrÃ¼ndet im Allgemeinen grobe FahrlÃ¤ssigkeit,
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wenn dieses so abgefasst ist, dass der BegÃ¼nstigte ohne Weiteres hat erkennen
kÃ¶nnen und die AushÃ¤ndigung noch nicht zu lange zurÃ¼cklag (Wiesner, a.a.O.,
m. w. N.). Der KlÃ¤gerin war angesichts der Hinweise zur Alhi-Berechnung in dem
Merkblatt, welches sie zeitnah vor Erhalt der Bescheide vom 24. und 25. Juni 2002
(bei der Antragstellung am 04. Februar 2002, wie sie unterschriftlich am 05. Februar
2002 erklÃ¤rt hat) erhalten hatte, auch unter Beachtung ihres Bildungsstandes
ohne Weiteres einleuchtend und nachvollziehbar, dass die Alhi geringer sein musste
als das vorangegangene Alg.

Bezugspunkt fÃ¼r das grob fahrlÃ¤ssige Nichtwissen ist nach dem Wortlaut des Â§
45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes â�� also
das Ergebnis der Tatsachenfeststellung und Rechtsanwendung durch die BehÃ¶rde.
Allerdings kÃ¶nnen "Fehler im Bereich der Tatsachenermittlung oder im Bereich der
Rechtsanwendung", auch wenn sie nicht Bezugspunkt des grob fahrlÃ¤ssigen
Nichtwissens sind, Anhaltspunkt fÃ¼r den BegÃ¼nstigten sein, die Rechtswidrigkeit
des Verwaltungsaktes selbst zu erkennen. Voraussetzung dafÃ¼r ist aber, dass sich
die tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen MÃ¤ngel aus dem Bewilligungsbescheid oder
anderen UmstÃ¤nden ergeben und fÃ¼r das EinsichtsvermÃ¶gen des Betroffenen
ohne weiteres erkennbar sind (BSG, Urteil vom 08.02.2001 â�� B 11 AL 21/00 R â��
Seite 7). Eine Obliegenheit, Bewilligungsbescheide zu lesen oder zur Kenntnis zu
nehmen, besteht, auch wenn sie nicht ausdrÃ¼cklich gesetzlich geregelt ist.
Andererseits ist ein Antragsteller, der selbst zutreffende Angaben gemacht hat, im
Allgemeinen nicht zu Gunsten der FachbehÃ¶rde gehalten, Bewilligungsbescheide
des NÃ¤heren auf ihre Richtigkeit zu prÃ¼fen. Der Antragsteller darf vielmehr
davon ausgehen, dass die FachbehÃ¶rde nach den fÃ¼r die Leistung erheblichen
Tatsachen fragt und seine wahrheitsgemÃ¤Ã�en Angaben umsetzt.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Kriterien ist der in den Bescheiden der Bf.
erhobene Vorwurf, dass sie zumindest grob fahrlÃ¤ssig die Rechtswidrigkeit der Alhi-
Bewilligungsbescheide nicht erkannt habe, nach Aktenlage nicht offenkundig
fehlerhaft. Aus den Bescheiden der Bg. vom 25. Juni 2002 und vom 27. Juni 2002
ergab sich jeweils die eindeutige und ohne weiteres verstÃ¤ndliche Information,
dass das Bemessungsentgelt 400,00 Euro wÃ¶chentlich und die Alhi 139,02 Euro
wÃ¶chentlich betrage. Dem unmittelbar zuvor bekannt gegebenen Bescheid vom
24. Juni 2002 war demgegenÃ¼ber zu entnehmen, dass das Alg, welches im Jahre
2000 in HÃ¶he von 202,16 DM gezahlt wurde, ab 24. April 2001 ausgehend von
einem Bemessungsentgelt von 440,00 DM wÃ¶chentlich 204,16 DM betrug. Eine
Unerfahrenheit mit der WÃ¤hrungsumstellung kann hier nicht zugunsten der Bf.
unterstellt werden. Zum einen waren die Alg-ZahlbetrÃ¤ge auch in Euro
umgerechnet angegeben (fÃ¼r 2000: 103,36 Euro, fÃ¼r 2001: 104,79 Euro
wÃ¶chentlich). Zum anderen hatte die Bf. in vergleichbaren TÃ¤tigkeiten 2001 im
Januar 1.866,93 DM (dies entspricht 954,55 Euro) bei 40 Wochenstunden und im
MÃ¤rz 2002 bei 35 Wochenstunden 844,90 Euro erzielt. Bei dieser Sachlage durfte
die KlÃ¤gerin, auch wenn â�� insoweit zu ihren Gunsten â�� eine einfache Struktur
unterstellt und an ihre geistigen FÃ¤higkeiten keine erhÃ¶hten Anforderungen
gestellt werden, nicht auf den Gedanken kommen, dass das Bemessungsentgelt
2002 wesentlich hÃ¶her sein kÃ¶nnte. Daher durfte sie auch nicht auf die
Richtigkeit der bewilligten LeistungshÃ¶he vertrauen.
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Aus der Zusammenschau der Bescheide vom 24., 25. und 27. Juni 2002 ergibt sich
ohne weiteres, dass das Bemessungsentgelt im VerhÃ¤ltnis zu dem fÃ¼r das Alg
maÃ�geblichen fÃ¼r die Alhi fast doppelt so hoch angesetzt worden war , und dass
die Alhi den Zahlbetrag des Alg wesentlich Ã¼berstieg. Bei auch nur
oberflÃ¤chlichem Durchsehen dieser Bescheide musste sich deshalb fÃ¼r jeden
einigermaÃ�en durchschnittlich sorgfÃ¤ltigen Menschen ergeben, dass die
Festsetzung fÃ¼r 2002 nicht zutreffend sein konnte. FÃ¼r eine relevante
BeeintrÃ¤chtigung des DenkvermÃ¶gens der Bf. liegen keine Anhaltspunkte vor.

Auch die Bf. durfte sich daher nach Auffassung des Senats bei Durchsicht der
Bescheide nicht der Erkenntnis verschlieÃ�en, dass die Leistungsbewilligung fÃ¼r
2002 unzutreffend war und sie rechtswidrig begÃ¼nstigte. Wenn sie die Bescheide
Ã¼berhaupt nicht durchgelesen haben sollte, dann hat sie bereits dadurch die sie
treffende Sorgfaltspflicht in besonders schwerem MaÃ�e verletzt; denn die
gebotene LektÃ¼re aller drei Bescheide hÃ¤tte ihr die Erkenntnis der
Rechtswidrigkeit der Alhi-Bewilligung der HÃ¶he nach vermittelt. Zwar ist dem
LeistungsempfÃ¤nger, der â�� wie hier â�� zutreffende Angaben zu seinen die
HÃ¶he der Leistung bestimmenden tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen gemacht hat,
grobe FahrlÃ¤ssigkeit nur vorzuwerfen, wenn der Fehler ihm bei seinen subjektiven
ErkenntnismÃ¶glichkeiten aus anderen GrÃ¼nden geradezu "in die Augen springt"
(vgl. BSG, Urteil vom 08.02.2001 â�� B 11 AL 21/00 R â�� Seite 7). Dies ist aber
nach dem Vorstehenden im vorliegenden Fall zu bejahen.

Soweit die ProzessbevollmÃ¤chtigten der Bf. vortragen, die Bf. habe vom Zeitpunkt
des Beginns des Alhi-Bezuges zumindest bis zum Erhalt der Bescheide vom 25. und
27. Juni 2002 auch bei sorgfÃ¤ltiger PrÃ¼fung nicht erkennen kÃ¶nnen, welche Alhi-
HÃ¶he ihr zugestanden habe, geht dies am Sachverhalt vorbei. Alhi fÃ¼r den
streitigen Zeitraum wurde der Bf. von der Bg. laut Zahlungsnachweis erstmals am
27. Juni 2002 angewiesen.

Da die Voraussetzungen fÃ¼r eine RÃ¼cknahme nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3
SGB X vorliegen, ist der Bg. wegen der Spezialnorm des Â§ 330 Abs. 2 SGB III die
durch Â§ 45 Abs. 1 SGB X grundsÃ¤tz- lich angeordnete ErmessensbetÃ¤tigung
verwehrt. Vielmehr hatte die Bg. â�� wie geschehen â�� nach dieser Norm eine
gebundene Entscheidung zu treffen.

Dass dem Widerspruchsbescheid hinsichtlich der RÃ¼cknehmbarkeit des
Bescheides vom 27. Juni 2002 die gemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 1 SGB X erforderliche
BegrÃ¼ndung fehlt, ist ein formeller Mangel , der sich allenfalls bei der
Kostenentscheidung auswirken kÃ¶nnte. Sofern er nicht im Wege des
Nachschiebens von GrÃ¼nden (hierzu s. Wiesner in v. Wulffen, SGB X , 3. Aufl.,
Rdnr. 5 zu Â§ 41 m.w.N.) noch im Klageverfahren bereinigt werden kann, ist
jedenfalls gem. Â§ 42 Satz 1 SGB X nicht allein deswegen die Aufhebung des
streitigen RÃ¼cknahmebescheides zu beanspruchen (vgl. BSG Soz-R 3-1300 Â§ 41
Nr. 4), da nach den obigen AusfÃ¼hrungen in der Sache keine andere Entscheidung
hÃ¤tte getroffen werden kÃ¶nnen.

Angesichts dessen hat die Klage nach derzeitiger Sachlage keine Erfolgsaussicht.
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Hieran Ã¤ndert auch das Erfordernis nichts, dass das SG in der Hauptsache die Bf.
noch persÃ¶nlich anzuhÃ¶ren hat, um sich ein abschlieÃ�endes Bild von ihren
subjektiven ErkenntnismÃ¶glichkeiten zu verschaffen. Denn nach der bisherigen
Aktenlage ist die Aussicht, dass sich durch diese Beweiserhebung ein Erfolg der
Klage ergeben wird, nur als entfernt anzusehen.

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar, Â§ 177 SGG. Er ergeht kostenfrei, Â§ 183 SGG
.
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